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HAUSHALTSSATZUNG 

der Ortsgemeinde Stelzenberg 

für das Haushaltsjahr 2023 

 
Der Gemeinderat hat am 27.02.2023 aufgrund der §§ 95 ff. der Gemeindeordnung für 
Rheinland-Pfalz vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153), in der jeweils geltenden Fassung, 
folgende Haushaltssatzung beschlossen, die nach Genehmigung durch die Kreisverwaltung 
Kaiserslautern als Aufsichtsbehörde vom 12.04.2023 hiermit bekannt gemacht wird: 
 
 
 
 

§ 1 Ergebnis- und Finanzhaushalt 

 

Festgesetzt werden 
 

1.  im Ergebnishaushalt 
 
der Gesamtbetrag der Erträge auf 1.964.860,00 €
der Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 1.860.260,00 €
der Jahresüberschuss auf 104.600,00 €
 

    2.  im Finanzhaushalt 
 
der Saldo der ordentlichen Ein- und Auszahlungen auf 157.170,00 €
 
die Einzahlungen aus Investitionstätigkeiten auf 189.880,00 €
die Auszahlungen aus Investitionstätigkeiten auf 572.100,00 €
der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeiten auf -   382.220,00 € 
 
der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeiten auf    225.050,00 € 

 
 
 

§ 2 Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite 
 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung von 
Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen erforderlich ist, wird festgesetzt für 
 

zinslose Kredite auf 0,00 €
verzinste Kredite auf 382.220,00 €
verzinste Kredite gemäß VV Nr. 12 zu § 93 GemO 883.170,00 €
zusammen auf 1.265.390,00 €

 
 
 
 



§ 3 Verpflichtungsermächtigungen 
 

Der Gesamtbetrag der Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtungen, die in künftigen 
Haushaltsjahren zu Auszahlungen für Investitionen und Investitionsmaßnahmen 
(Verpflichtungsermächtigungen) führen können, wird festgesetzt auf 1.031.200,00 €. 
 
Die Summe der Verpflichtungsermächtigungen, für die in den künftigen Haushaltsjahren 
1.031.200,00 €. 
 
 
 

§ 4 Steuersätze 
 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 

 

1. Grundsteuer 
 

 a) Grundsteuer A für land- und forstwirtschaftliche Betriebe auf  450 v.H. 
 b) Grundsteuer B für Grundstücke auf  493 v.H. 
  
2. Gewerbesteuer auf                                                                                     428 v.H. 
 
 
3. Hundesteuer für den ersten Hund auf    48,00 € 
                        für den zweiten Hund auf    72,00 € 
                        für jeden weiteren Hund auf    96,00 € 
                         für den ersten gefährlichen Hund auf  480,00 € 
                        für jeden weiteren gefährlichen Hund auf  600,00 € 
 
Die Steuerhebesätze werden aufgrund der Hebesatzsatzung vom 27.02.2023 in der 
Haushaltssatzung nur deklaratorisch dargestellt. 

 
 
 

§ 5 Eigenkapital 

 

Der voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2021 beträgt 2.477.309,19 €. Der 
voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2022 beträgt 2.526.889,19 € und zum 
31.12.2023 2.631.489,19 €. 
 
 
 

§ 6 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
 

Erhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen oder Auszahlungen gemäß 
§ 100 Abs. 1 Satz 2 GemO liegen vor, wenn im Einzelfall 10.000,00 € überschritten sind. 
 
 



§ 7 Wertgrenze für Investitionen 
 

Investitionen oberhalb der Wertgrenze von 10.000,00 € sind in der Investitionsübersicht 
einzeln darzustellen. 
 
 
 
 
 
 
 
Stelzenberg, 21.04.2023 
 
 
 
gez. Geib 
Ortsbürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Hinweis: 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2023 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Die nach § 95 Abs. 4 GemO erforderlichen Genehmigungen der Aufsichtsbehörde zu den 
Festsetzungen der §§ 2 und 3 der Haushaltssatzung sind erteilt. Sie haben folgenden 
Wortlaut: 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung von Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen erforderlich ist, wir in Höhe von 382.220,00 € für 2023 
und 883.170,00 € für Vorjahre gemäß §§ 95 Abs. 4 und 103 Abs. 2 GemO staats-
aufsichtlich genehmigt. 
 
Diese Genehmigung ergeht unter der Bedingung, dass eine Inanspruchnahme der 
Investitionskreditermächtigung nur zur Finanzierung von Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen erfolgen darf, welche nachweislich die dauernde 
Leistungsfähigkeit nicht beeinträchtigen oder die Voraussetzungen für eine Ausnahme nach 
VV Nr. 4.1.3 zu § 103 GemO erfüllen. Vor der Mittelinanspruchnahme ist der 
Ausnahmetatbestand unter Anlegung strenger Maßstäbe festzustellen und zu 
dokumentieren 
 
Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme von Donnerstag 27.04.2023 bis einschließlich 
Montag 08.05.2023 während den Dienststunden montags bis mittwochs 8.30 Uhr bis 
12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, donnerstags durchgehend von 8.00 Uhr bis 
18.00 Uhr und freitags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr im Rathaus, Zimmer 206, öffentlich aus. 
Außerdem steht der Haushaltsplan für das Jahr 2023 im Internet unter www.landstuhl.de 
zur Einsichtnahme bereit. 
 
Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung wird darauf hingewiesen, dass Satzungen, die 
unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund 
dieses Gesetzes zustande gekommen sind, ein Jahr nach der Bekanntgabe als von Anfang 
an gültig zustande gekommen gelten. Dies gilt nicht, wenn 
 

a) die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die   
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 

 
 b)  vor Ablauf der in § 24 Abs. 6 Satz 1 Gemeindeordnung genannten Frist die 

Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand die Verletzung der 
Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Verbandsgemeindeverwaltung 
unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich 
geltend gemacht hat. Hat jemand eine Verletzung nach § 24 Abs. 6 Satz 2 Nr. 2 
Gemeindeordnung geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 
genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 

 
 
Landstuhl, 21.04.2023 
 
 
 
gez. Dr. Degenhardt 
Bürgermeister 



Vorbericht zum Haushaltsplan 2023 
der Ortsgemeinde Stelzenberg 

 
 
Allgemeines 
 
Die Ortsgemeinde Stelzenberg ist Teil der Verbandsgemeinde Landstuhl und hat eine 
Gesamtfläche von 923 Hektar. 
Zum 30.06.2022 waren in der Ortsgemeinde Stelzenberg 1.257 Einwohner mit 
Hauptwohnsitz und 61 Einwohner mit Nebenwohnsitz gemeldet. Zum gleichen Stichtag 
wurden im Rahmen des Finanzausgleichs bei der Berechnung der Schlüsselzuweisungen 
60 Soldaten, Familien- und Zivilangehörige der Stationierungsstreitkräfte mit einem Anteil 
von 16,008 % hinzugerechnet. 
 
 
Bevölkerungsentwicklung 
 

Einwohnerzahlen  
zum 30.06. 

2015 2016 2017 
 

2018 2019 2020 2021 2022 

Hauptwohnsitz 1.161 1.187 1.187 1.172 1.200 1.224 1.235 1.257 

Stationierungsstreitkräfte 79 83 83 72 73 64 55 60 

 
 
Der letzte festgestellte Jahresabschluss der Ortsgemeinde Stelzenberg ist der 
Jahresabschluss 2018, der vom Gemeinderat am 28. Oktober 2020 beschlossen worden 
ist. 
 
 
Erläuterungen zum Haushaltsjahr 2021 
 
Das Haushaltsvolumen des Haushaltsjahres 2021 belief sich im Ergebnishaushalt auf 
1.589.370,00 € bei den Erträgen und auf 1.695.390,00 € bei den Aufwendungen. Somit 
ergab sich ein Jahresfehlbetrag von 106.020,00 €. 
 
Der Ergebnishaushalt des Planjahres 2021 ist gemäß § 18 GemHVO nicht ausgeglichen. 
 
Im Finanzhaushalt belief sich der Saldo der ordentlichen Ein- und Auszahlungen auf 
109.590,00 €. Dieser positive Saldo reicht aus, um die Auszahlungen in Höhe von 
46.130,00 € zur planmäßigen Tilgung von Investitionskrediten zu decken. 
Es besteht eine Freie Finanzspitze. 
 
Der Finanzhaushalt des Planjahres 2021 ist daher gemäß § 18 GemHVO ausgeglichen. 
 
Die geplanten Einzahlungen aus Investitionstätigkeiten beliefen sich auf 849.460,00 €, die 
Auszahlungen auf 1.389.100,00 €. Somit ergab sich ein negativer Saldo von 
539.640,00 €. Dieser Betrag stellt gleichzeitig den Investitionskreditbedarf dar, welcher 
auch staatsaufsichtlich genehmigt wurde. 



Der Jahresabschluss 2021 ist noch nicht fertig gestellt. Die Abschreibungen des 
Anlagevermögens sowie die ertragswirksamen Auflösungen der Sonderposten werden im 
Rahmen der Jahresabschlussarbeiten gebucht. Insofern können zum jetzigen Zeitpunkt 
keine endgültigen Ergebnisse dargestellt werden.  
 
Die Summe der laufenden Erträge aus Verwaltungstätigkeit ist um 141.845,00 € geringer 
als der Planansatz. 
 
Begründet ist dies durch eine Mehrzahl von Abweichungen. Mindererträge sind unter 
anderem bei den geplanten Grundstücksverkäufen in Höhe von 174.500,00 € vorhanden. 
Dem gegenüber stehen Mehrerträge bei den Steuern und ähnlichen Abgaben. 
Insbesondere bei dem Gemeindeanteil an der Einkommensteuer wurden Mehrerträge in 
Höhe von 58.122,00 € erzielt. 
 
Die Summe der laufenden Aufwendungen aus Verwaltungstätigkeit wurde gegenüber dem 
Planansatz von 1.681.990,00 € um ca. 224.268,00 € unterschritten. 
 
Begründet ist dies durch eine Mehrzahl von Abweichungen. Beispielsweise bei den 
Minderausgaben im Bereich der Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen und bei 
den Zuwendungen, Umlagen und sonstigen Transferaufwendungen. 
Einsparungen sind bei der Unterhaltung der Grundstücke, der Unterhaltung der Gebäude 
und der Bestandteile, die dem Gebäude zuzurechnen sind sowie bei der Unterhaltung der 
Straßen, Wege, Plätze und Verkehrslenkungsanlagen zu verzeichnen. 
 
Der Saldo der ordentlichen Ein- und Auszahlungen verschlechterte sich um ca. 5.600,00 € 
gegenüber dem Planansatz. 
Diese Differenz ist in der Gesamtbetrachtung als geringfügig zu erachten und daher nicht 
weiter erläuterungsbedürftig. 
 
Die Summe der Einzahlungen aus Investitionstätigkeiten wurde um ca. 820.056,00 € 
unterschritten. Die Summe der Auszahlungen aus Investitionstätigkeiten wurde um ca. 
1.649.634,00 € unterschritten. Davon wurden 1.440.947,80 € ins Folgejahr übertragen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Erläuterungen zum Haushaltsjahr 2022 
 
Das Haushaltsvolumen des Haushaltsjahres 2022 belief sich im Ergebnishaushalt auf 
1.722.370,00 € bei den Erträgen und auf 1.672.790,00 € bei den Aufwendungen. Somit 
ergab sich ein Jahresüberschuss von 49.580,00 €. 
 
Im Finanzhaushalt belief sich der Saldo der ordentlichen Ein- und Auszahlungen auf 
161.890,00 €. Dieser positive Saldo der ordentlichen und außerordentlichen Ein- und 
Auszahlungen deckt die Tilgungsleistungen in Höhe von 45.210,00 €, so dass eine Freie 
Finanzspitze von 116.680,00 € besteht. 
 
Gemäß § 18 GemHVO sind daher sowohl der Ergebnis- als auch der Finanzhaushalt des 
Planjahres 2022 ausgeglichen. 
 
Die geplanten Einzahlungen aus Investitionstätigkeiten beliefen sich auf 173.960,00 €, die 
Auszahlungen auf 606.100,00 €. Somit ergab sich ein negativer Saldo von 432.140,00 €. 
Dieser Betrag stellt gleichzeitig den Investitionskreditbedarf dar, welcher auch 
staatsaufsichtlich genehmigt wurde. 
 
Der Jahresabschluss 2022 ist noch nicht fertig gestellt. Die Abschreibungen des 
Anlagevermögens sowie die ertragswirksamen Auflösungen der Sonderposten werden im 
Rahmen der Jahresabschlussarbeiten gebucht. Insofern können zum jetzigen Zeitpunkt 
keine endgültigen Ergebnisse dargestellt werden. 
 
Der Saldo der ordentlichen Ein- und Auszahlungen verschlechterte sich um ca. 
114.055,00 € gegenüber dem Planansatz von 161.890,00 €. 
 
Die Gründe dieser Verschlechterung liegen insbesondere bei Minderausgaben im Bereich 
der Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen. 
 
Die Summe der Einzahlungen aus Investitionstätigkeiten wurde um ca. 165.150,00 € 
unterschritten. Die Summe der Auszahlungen aus Investitionstätigkeiten wurde um 
ca. 438.942,00 € unterschritten. Davon wurden 1.100.404,92 € ins Folgejahr übertragen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Haushalt 2023 
 
Der Saldo aus den Erträgen in Höhe von 1.964.860,00 € und den Aufwendungen in Höhe 
von 1.860.260,00 € ergibt einen Jahresüberschuss in Höhe von 104.600,00 €. Die Erträge 
erhöhen sich um 242.490,00 € gegenüber dem Haushaltsjahr 2022. Die Aufwendungen 
erhöhen sich um 187.470,00 €. 
 
Im Finanzhaushalt beläuft sich der Saldo der ordentlichen Ein- und Auszahlungen auf                       
157.170,00 €. Dieser Saldo reicht aus, um die Auszahlungen von 37.330,00 € zur 
planmäßigen Tilgung von Investitionskrediten zu decken. 
Es besteht eine Freie Finanzspitze. 
 
Der Ergebnishaushalt sowie der Finanzhaushalt des Planjahres 2023 sind demnach gem. 
§ 18 GemHVO ausgeglichen. 
 
Den geplanten Einzahlungen aus Investitionstätigkeiten von 189.880,00 € stehen 
Auszahlungen von 572.100,00 € gegenüber. 
Somit ergibt sich ein Saldo von -382.220,00 €. Dieser Saldo stellt gleichzeitig den 
Investitionskreditbedarf dar. 
 
Für die Finanzierung der Investitionsmaßnahme Neubau Kindertagesstätte wurden 
bereits in den Vorjahren Kreditgenehmigungen erteilt: 
Haushaltsjahr 2020  150.000 € (Gesamtkreditermächtigung 451.610 €) 
Haushaltsjahr 2021  349.130 € (Gesamtkreditermächtigung 539.640 €) 
Haushaltsjahr 2022  384.040 € (Gesamtkreditermächtigung 432.140 €) 
Gesamt   883.170 € 
 
Der Neubau der Kindertagesstätte wurde im Haushaltsjahr 2020 begonnen, die 
Ausschöpfung der Kreditermächtigungen ist bislang noch nicht erfolgt. Darum erfolgt in 
Anwendung der VV Nr. 12 zu § 93 GemO eine Neuveranschlagung der Kreditaufnahme 
in Höhe von insgesamt 883.170,00 €. 
 
Die Summe der laufenden Erträge aus Verwaltungstätigkeit erhöht sich gegenüber dem 
Vorjahr um 408.340,00 €. 
Wesentliche Veränderungen im Vergleich zum Vorjahr ergeben sich, hinsichtlich der 
Planung, im Rahmen der Erträge hauptsächlich bei den Steuern und ähnlichen Abgaben, 
bei den Zuwendungen und allgemeinen Umlagen sowie bei den sonstigen laufenden 
Erträgen. 
 
Begründet ist dies bei den Steuern durch höher geplante Ansätze bei der Grundsteuer B, 
der Gewerbesteuer und dem Gemeindeanteil an der Einkommensteuer. Die geplanten 
Mehrerträge hieraus belaufen sich auf insgesamt 53.980,00 €. Bei den Zuwendungen und 
allgemeinen Umlagen wurde die Schlüsselzuweisung A mit 116.690,00 € mehr eingeplant 
als im Vorjahr. 
Bei den sonstigen laufenden Erträgen sind 162.270,00 € Mehrerträge als im Haushaltsjahr 
2022 angesetzt. Dies liegt insbesondere an der Veräußerung des Vertriebanteils des 
EVUs, welcher mit 234.600,00 € zu Buche schlägt. 
 



Der Neue Kommunale Finanzausgleich bleibt deutlich hinter den Erwartungen der 
kreisangehörigen Gemeinden und Städte zurück. Die vorgesehenen Regelungen werden 
die Gemeinden und Städte faktisch dazu zwingen, die Hebesätze der Grund- und 
Gewerbesteuer und somit die Last der ohnehin durch die Inflation und die Energiekrisen 
stark belasteten Bürgerinnen und Bürger sowie der Wirtschaft weiter zu erhöhen. Auch 
wenn die Landesregierung formal den gerichtlichen Vorgaben gefolgt ist, führen die 
angelegten Maßstäbe dazu, dass beim Finanzbedarf der Gemeinden und Städte von 
vorneherein die Bedarfe nicht auskömmlich erfasst sind. Denn bei der Bewertung der 
Aufgaben wurden diese zum Teil stark zusammengefasst und darüber hinaus bei den 
nachgewiesenen Kosten pauschale Kürzungen vorgenommen. 
 
Die Schlüsselzuweisungen A sind auch im neuen Landesfinanzausgleichsgesetz 
vorhanden, hingegen wird die Schlüsselzuweisung B2 durch die Schlüsselzuweisung B 
und eine Zuweisung für Stationierungsgemeinden und zentrale Orte ersetzt. 
 
Ob die im Rahmen der Ermittlung der Mindestfinanzausstattung (§ 6 LFAG) 
vorgenommene Bildung von Gebietskörperschaftsgruppen, die Clusterbildung und die 
Angemessenheitsprüfung (Korridorverfahren) erneuten Klagen der Kommunen (die es 
definitiv geben wird) standhalten, bleibt abzuwarten.  
 
Nach den Berechnungen bekommen, mit wenigen Ausnahmen, alle Gemeinden mehr 
Zuweisungen vom Land. Diese werden jedoch bei fast allen Gemeinden von den höheren 
Umlageverpflichtungen an den Landkreis und die Verbandsgemeinde durch die Erhöhung 
der Nivellierungssätze abgeschöpft. Daraus lässt sich klar erkennen, dass die 
Ortsgemeinden die großen Verlierer des Neuen Kommunalen Finanzausgleichs sind. 
 
Die Hebesätze betragen im Haushaltsjahr 2023 für die Grundsteuer A 450 %, für die 
Grundsteuer B 493 % und für die Gewerbesteuer 428 %.  
 
Im Schreiben vom 12. Januar 2022 verweist das Ministerium des Innern und für Sport 
Rheinland-Pfalz auf § 93 Abs. 4 GemO, aus welchem hervorgeht, dass alle kommunalen 
Gebietskörperschaften verpflichtet sind ihren Haushalt in Planung und Rechnung 
auszugleichen. Bei der Aufnahme von Investitionskrediten muss dargelegt werden, 
welche Maßnahmen ergriffen werden, um die jährlichen Tilgungsleistungen aufzufangen. 
 
Die Grundsteuern A und B betragen im Haushaltsjahr 2023 234.600,00 €. Der Ansatz für 
die Gewerbesteuer verringert sich um 3.700 € auf 96.300,00 €. Dieser wird auf drei Konten 
ausgewiesen. Dieser Betrag umfasst Gewerbesteuerzahlungen für das laufende Jahr mit 
66.300,00 €, Gewerbesteuernachzahlungen aus Vorjahren mit 50.000,00 € und 
Gewerbesteuererstattungen aus Vorjahren mit 20.000,00 €. 
 
Bezüglich der laufenden Aufwendungen ergeben sich wesentliche Veränderungen im 
Vergleich zur Planung des Vorjahres insbesondere in Form von Minderausgaben bei den 
Personal- und Versorgungsaufwendungen und in Form von Mehrausgaben bei den 
Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen, durch höhere Zuwendungen, Umlagen 
und sonstige Transferleistungen sowie den sonstigen laufenden Aufwendungen. 
 
Die Personal- und Versorgungsaufwendungen weisen im Vergleich zum Vorjahr 
Minderaufwendungen in Höhe von insgesamt 84.700,00 € auf, was auf den Übergang der 
Gemeindearbeiter auf die Verbandsgemeinde Landstuhl zurückzuführen ist. 


